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Herr Satzinger, IB Klos, bis Top 3 

nichtöffentlicher Teil 
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TAGESORDNUNG 
 
Öffentliche Sitzung 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der letzten Gemeinderatssitzung ÖT 
  

2. Bauantrag zur Verfüllung des Steinbruchs auf dem Grundstück Fl.Nr. 1030 der Gemarkung 
Schernfeld 
Vorlage: GS/13/244/2023 

  

3. Bauantrag zur Erweiterung einer landwirtschaftlichen Geräte- und Maschinenhalle auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 72 der Gemarkung Schönfeld 
Vorlage: GS/13/243/2023 

  

4. Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Einzelgarage und Stellplatz auf 
dem Grundstück Fl.Nr. 458 der Gemarkung Sappenfeld 
Vorlage: GS/13/241/2023 

  

5. Aufstellung des Bebauungsplanes Wegscheid Nr. 2, Gewerbegebiet Postwegäcker II; 
Ergebnis der förmlichen Auslegung mit Abwägung und Satzungsbeschluss 
Vorlage: GS/1/256/2023 

  

6. Verschiedenes 
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Erster Bürgermeister Stefan Bauer eröffnet um 19:33 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Gemeinderates, begrüßt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und 
Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
 

 
1 Genehmigung der Niederschrift der letzten Gemeinderatssitzung ÖT  

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat genehmigt die Niederschrift zum öffentlichen Teil aus der Sitzung vom 
27.02.2023.  
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
2 Bauantrag zur Verfüllung des Steinbruchs auf dem Grundstück Fl.Nr. 

1030 der Gemarkung Schernfeld 
 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, aufgrund der vorgelegten Planunterlagen das gemeindliche 
Einvernehmen nach § 36 BauGB zur Verfüllung des Steinbruchs auf dem Grundstück Fl.Nr. 1030 
der Gemarkung Schernfeld zu erteilen. Sofern diese Planungen überarbeitet werden, ist der 
Bauantrag dem Gremium erneut vorzulegen.   
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
3 Bauantrag zur Erweiterung einer landwirtschaftlichen Geräte- und 

Maschinenhalle auf dem Grundstück Fl.Nr. 72 der Gemarkung 
Schönfeld 

 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB zur Erweiterung 
einer landwirtschaftlichen Geräte- und Maschinenhalle auf dem Grundstück Fl.Nr. 72 der 
Gemarkung Schönfeld zu erteilen.  
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
4 Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 

Einzelgarage und Stellplatz auf dem Grundstück Fl.Nr. 458 der 
Gemarkung Sappenfeld 

 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB zum Neubau 
eines Einfamilienwohnhauses mit Einzelgarage und Stellplatz auf dem Grundstück Fl.Nr. 458 der 
Gemarkung Sappenfeld zu erteilen.  
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
5 Aufstellung des Bebauungsplanes Wegscheid Nr. 2, Gewerbegebiet 

Postwegäcker II; Ergebnis der förmlichen Auslegung mit Abwägung 
und Satzungsbeschluss 

 

 
Beschluss zur Stellungnahme des Landratsamtes Eichstätt, Bauverwaltung vom 20.01.2023: 
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Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis.  
 
Es wurden im Bebauungsplan gezielt Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit einer 
flexiblen Lage von Parkflächen und Grundstückszufahrten festgesetzt. Hierdurch sollen spätere 
bauplanungsrechtliche Konflikte, z. B. bei Grundstücksteilungen oder alternativen 
Zufahrtsstandorten vermieden werden. Eine zwingende Festsetzung der Zufahrten führt dagegen 
häufig zu Befreiungsanträgen. Diese Art der flexiblen Festsetzung wurde deshalb bei anderen 
Bebauungsplänen im Gebiet der VG Eichstätt in der Vergangenheit sogar ausdrücklich vom LRA 
Eichstätt nahegelegt. Ein Widerspruch zum Planungskonzept des Bebauungsplanes besteht hier 
somit nicht. Änderungen am Bebauungsplanentwurf werden nicht für erforderlich gehalten.  
 
Die Standorte der Rigolen und Zufahrten über die Rigole sind im Bebauungsplan nur nachrichtlich 
bzw. beispielhaft, ohne bindenden Charakter dargestellt. Der gesamte Straßenraum ist als 
„öffentliche Verkehrsfläche“ festgesetzt, so dass auch hier die gewünschte Flexibilität bezüglich 
der Grundstückszufahrten besteht (vgl. oben). Um Missverständnisse auszuschließen, wird jedoch 
im Planblatt für die Parzellen 5 und 6 jeweils eine Zufahrt von Westen ergänzt (ebenfalls als 
beispielhafte Darstellung ohne Bindungswirkung und somit „verschiebbar“). 
 
Da Flach- und Pultdächer keinen First haben, wurde im Bebauungsplan die maximale 
Gebäudehöhe anstelle der Firsthöhe festgesetzt. Es ist naheliegend, dass bei Dächern, die weder 
First noch Attika haben, die maximale Gebäudehöhe durch den höchsten Punkt der Wand bzw. 
des Daches markiert wird. Zur Klarstellung wird die Definition der Gebäudehöhe entsprechend 
ergänzt: „Die Gebäudehöhe ist definiert als das Maß vom Bezugspunkt bis zum First bzw. dem 
oberen Abschluss des Daches, der Wand oder der Attika.“ 
Satzung und Begründung werden entsprechend angepasst. 
 
Die topographischen Verhältnisse weisen nur im südlichen Teil des Gewerbegebietes etwas 
steilere Neigungen auf (v.a. Parzellen 11 und 15). Hier sind jedoch die Einfahrtsbereiche ohnehin 
relativ begrenzt, so dass von einer ergänzenden Festsetzung abgesehen werden kann. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung zur maximal zulässigen Höhe freistehender 
Werbeanlagen (10,00 m) dient nicht der Herstellung von Verfahrensfreiheit im Sinne des Art. 57 
Abs. 2 Nr. 6 BayBO ab, sondern ist als gestalterische Obergrenze zum Schutz des Orts- und 
Landschaftsbildes zu verstehen. 
 
Die Verfahrensvermerke auf dem Planblatt werden für die Ausfertigung des Bebauungsplanes 
vervollständigt und auf die Gemeinde Schernfeld abgestimmt.  
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
 
Beschluss zur Stellungnahme des Landratsamtes Eichstätt, Naturschutz vom 20.01.2023: 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Ausgleichsflächen werden nach 
Erschließungsbeginn an das LfU gemeldet. 
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
 
Beschluss zur Stellungnahme des Landratsamtes Eichstätt, Umweltschutz vom 11.01.2023: 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Bedenken können allerdings nicht 
geteilt werden. Die Anforderungen der 1. BImSchV sind als geltendes Immissionsrecht 
selbstverständlich zu beachten. Wenn sich hieraus bei einem flach geneigten Dach im Einzelfall 
eine erforderliche Kaminhöhe von mehr als 1,50 m über dem First ergibt, bedeutet dies aber nicht 
zwingend einen Konflikt mit der Festsetzung Nr. 2.3 des Bebauungsplanes. Die betreffende 
Festsetzung bezieht sich nämlich auf die maximal zulässige First- bzw. Gebäudehöhe (15,00 m + 
1,50 m) und nicht auf die tatsächliche Firsthöhe des Gebäudes im Einzelfall. Sollte es hier 
trotzdem zu Konflikten kommen, könnte dies also durch Verringerung der tatsächlichen 
Gebäudehöhe leicht gelöst werden. 
Zur Klarstellung im Hinblick auf Gebäude ohne First wird in Festsetzung Nr. 2.3 allerdings 
angepasst: „maximale First- bzw. Gebäudehöhe“. 
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Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
 
Beschluss zur Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Denkmalschutz vom 
10.01.2023: 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Der Hinweis auf das Bodendenkmal 
betrifft ausschließlich die Ausgleichsfläche A2 auf der Fl.-Nr. 884/1, Gemarkung Workerszell. Es ist 
hier lediglich eine Nutzungsextensivierung und Grünlandnutzung vorgesehen. Auf Nachfrage 
besteht jedoch das BLfD auf die denkmalrechtliche Erlaubnispflicht für Bodeneingriffe, für den Fall 
dass solche später einmal stattfinden, z. B. bei Baumpflanzungen oder Anlage von 
Reptilienhabitaten. 
Es wird daher der Hinweis auf Art. 7 Abs. 1 BayDSchG in Satzung und Begründung 
aufgenommen, allerdings nur in Bezug auf die Fl.-Nr. 884/1, Gmk. Workerszell. Für das 
Gewerbegebiet selbst wird weiterhin auf die allgemeine Meldepflicht nach Art. 8 BayDSchG 
hingewiesen. 
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
 
Beschluss zur Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Ingolstadt vom 22.12.2022: 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Lärmschutzmaßnahmen gegenüber dem 
Verkehrslärm der Bundes- bzw. Staatsstraße sind nicht vorgesehen und aufgrund des 
Ausschlusses von Betriebsleiterwohnungen auch nicht erforderlich. 
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
 
Beschluss zur Stellungnahme der Deutschen Telekom vom 13.01.2023: 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die allgemeinen 
erschließungstechnischen Hinweise der Telekom aus dem Schreiben W100846359, PTI 13, BB1 
vom 21.06.2022 wurden bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gewürdigt und 
entsprechend der damaligen Abwägung im Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
 
Beschluss zur Stellungnahme der N-Ergie Netz GmbH vom 18.01.2023: 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Hinweise der N-ERGIE bezüglich 
der 20 kV-Freileitung werden zur Kenntnis genommen. Die Freileitung ist im Planblatt bereits 
nachrichtlich dargestellt. Sie wird jedoch im Zuge der Erschließung innerhalb des 
Gewerbegebietes vollständig zurückgebaut und erdverkabelt. Auf detaillierte Ausführungen zu den 
Sicherheitsanforderungen an eine Bebauung in der Nähe der Freileitung wird daher im 
Bebauungsplan verzichtet.  
 
Der Abbau der 20kV-Freileitung erfolgt im Zuge der Gebietserschließung. Zur Sicherheit wird 
jedoch der Hinweis in die Begründung aufgenommen, dass bis zum Abbau der Freileitung alle 
Baugesuche im Schutzzonenbereich der N-ERGIE zur Stellungnahme vorzulegen sind. 
 
Es ist ein straßenbegleitender Versorgungstreifen von 1,50 m Breite vorgesehen, der ausreichend 
Platz für die Leitungen der N-ERGIE bietet. Insofern kommt die Gemeinde der Empfehlung der N-
Ergie auf Erstellung eines Versorgungsstreifens von ca. 1,00 m Breite nach.  
 
Dieser Hinweis zum DVGW Regelwerk, Arbeitsblatt GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich 
unterirdischer Versorgungsleitungen“ ist bereits in der Satzung, Kapitel 4.1 enthalten. Eine weitere 
Berücksichtigung wird nicht für erforderlich gesehen.  
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
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Beschluss zur Stellungnahme des Bayerischen Landesamts für Umwelt vom 23.01.2023: 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Da keine konkreten Geogefahren 
bekannt sind, wird das Restrisiko für die Entstehung weiterer Dolinen und Erdfälle als sehr gering 
eingestuft. Eine Anpassung der Planung wird nicht für erforderlich gehalten. 
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
 
Satzungsbeschluss: 
Der Gemeinderat beschließt gemäß § 10 Abs. 1 BauGB die vorgelegten Unterlagen (Planblatt, 
Satzung, Begründung) i.d.F. vom 20.03.2023 als Satzung.  
 
 
Einstimmig beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
6 Verschiedenes  

 
  
 
 
 
Mit Dank für die gute Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Stefan Bauer um 20:01 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Gemeinderates. 
 
 
Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 
 
 
 
 
 
 

Stefan Bauer   Angelika Groner 
Erster Bürgermeister   Schriftführung 
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